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Schröder fordert BRD-Sitz
im Sicherheitsrat

Den Geist 
in der Flasche
lassen
Seit Wochen immer wieder platziert
Bundeskanzler Schröder die Forderung,
die BRD müsse Ständiges Mitglied im Si-
cherheitsrat der Vereinten Nationen wer-
den. Seit dem Anschluss der DDR wird
dieser Anspruch artikuliert, in der Zeit
der Regierung von Union und FDP vor al-
lem durch den damaligen FDP-Außen-
minister Klaus Kinkel. Kohl soll dem
Projekt zweifelnd begegnet sein.1 Jeden-
falls wurde nichts daraus. Zwischen-
durch hatte sich die Rot-Grüne Regie-
rung für einen gemeinsamen Sitz der EU
ausgesprochen. Jetzt hingegen wird ein
nationales,rein deutsches „Großziel“ an-
visiert.2

Nationale Stimmungsmache anlässlich
bevorstehender Wahlen

Auch im Jahr 2002 hatte Schröder durch
einen außenpolitischen Schachzug die
Mehrheit für Rot-Grün ergattert. Mit der
Absage an die Irak-Intervention unter
Führung der USA wurden ein breites
Spektrum, von der pazifistischen Linken
bis zur antiamerikanische Rechten, er-
reicht. Die SPD und unter ihrer Führung
die Grünen verwoben das vor allem im
Osten starke Streben nach Frieden mit
dem überall in der BRD vorhandenen
Chauvinismus, einem Streben nach stär-
kerer deutscher Weltgeltung, das zu den
Grundstoffen deutschen politischen Be-
wusstseins gehört und sich als Antiame-
rikanismus ausformt und sich als Kritik
der imperialistischen Ordnung der Welt
verstehen oder wenigstens ausgeben
kann. Eine solche Politik organisiert sich
Zustimmung aus den reaktionärsten
Strömungen der Gesellschaft und schlägt
gleichzeitig große Teile der Linken in ih-
ren Bann.

Sie treibt Wähler, die zunächst nichts
miteinander zu tun hatten, als Mehrheit
zusammen.

Angesichts der schwierigen Lage der
SPD ist es verständlich, wenn Schröder
die Konstellation, die ihn 2002 nochmals
ins Amt brachte, aktualisieren möchte.
Denn in der Forderung nach Mitglied-
schaft der BRD im Sicherheitsrat
schwingt die Ankündigung mit, den USA
dort so richtig Kontra zu geben.

Ob es dazu käme? Sicher ist jedenfalls,
dass die Regierung Schröder mit der
Platzierung dieser Forderung zum jetzi-
gen Zeitpunkt Fragen der Ordnung der
Welt als Nationalinteresse und Durch-
setzungsmöglichkeiten markiert, und

nicht vorwiegend als Suche nach mög-
lichen Übereinkünften.

Zu Deutschland aufschauen?

Als die Regierung Schröder / Fischer die
Teilnahme der Bundeswehr an der Irak-
Intervention verweigerte, schwamm sie
im Hauptstrom der öffentlichen Meinung
der BRD. Eine konkrete Entscheidung
stand zur Debatte und auch ein Prinzip
(Nichtangriff). Bei dem jetzigen Vorstoß
geht es um was ganz anderes,nämlich um
die hierarchische Position der BRD in der
Staatenwelt.

Die Installation der BRD als Ständi-
ges Mitglied des Sicherheitsrates würde
nicht nur die Verhältnisse zu den jetzigen
Ständigen Mitgliedern ändern, denen die
BRD dann gleichgestellt wäre.Viel mehr
würde sich aber im Verhältnis zu jenen
anderen Staaten ändern, die jetzt nicht
Ständige Mitglieder im Sicherheitsrat
sind und die es dann auch nicht wären.
Die BRD, um auf das Vokabular symbo-
lischer Politik zurückzugreifen, befände
sich dann auf „gleicher Augenhöhe“ mit
den gegenwärtigen Sicherheitsratsmit-
gliedern, aber jene anderen dürften dann
zu Deutschland aufblicken.Zum Beispiel
Polen, die Tschechische Republik, Öster-
reich, Italien, Spanien. Die Begeisterung
besonders der nahen Nachbarstaaten
wird sich in engen Grenzen halten, und
es ist nicht erstaunlich, dass Schröder
den EU-Lateinamerika-Gipfel im weit
entfernten Guadalajara  (Mexico) nutz-
te, um für sein Projekt zu werben.

In den Handlungsräumen, in denen
sich die Staatgebilde begegnen, ist es ei-
ne harte Sache,Verschiebungen in beste-
henden Hierarchien einzufordern.Schrö-
der muss ja argumentieren, dass
Deutschland dadurch ein Unrecht ge-
schehe, wenn es in seinen internationa-
len Rechten anderen Ländern gleichge-
stellt bleibt. Letztlich sagt man damit:
Deutschland kann, soll, ja darf nicht so
behandelt werden wie sagen wir, um
irgendeinen Namen zu nennen, Holland.
Das klingt sehr, sehr schlecht.

Es empfiehlt sich deswegen, die An-
maßung in Forderungen nach Umstruk-
turierung der ganzen Hierarchie zu ver-
packen. Die Regierung Schröder/Fischer
hütet sich folglich sorgsam, ihre Ansprü-
che exakt zu formulieren, sondern ver-

schleiert sie durch die Berufung auf eine
UNO-Reform3, von der seit 1998 die Re-
de geht und bei der die Frage des derzei-
tigen Veto-Rechts der Ständigen Sicher-
heitsratmitglieder steht.

Soll es abgeschafft werden? Soll es
Ständige Mitglieder mit und solche ohne
Veto-Recht geben? Soll der Gebrauch des
Veto-Rechts vor der Vollversammlung be-
gründet werden müssen? Soll der Voll-
versammlung ihrerseits ein Veto-Recht
zuerkannt werden? Es sind viele Fragen
offen.

Dass alles im Fluss wäre, ist aber bloß
ein frommer Schein, denn letztlich ist es
schon so, wie der stets lustige Grünen-
Vorsitzende Bütikofer im Radio anmerk-
te,dass eine Abschaffung des Veto- Rechts
am Veto der Veto-Berechtigten scheitern
werde.

Realpolitisch würde es den jetzigen Ve-
to-Mächten noch den geringsten Macht-
verlust bringen, wenn sie dem einen oder
anderen weiteren Staat das Veto-Recht
zukommen ließen. Darin liegt eine Chan-
ce der BRD-Politik.

Zur Herkunft des Veto-Rechts

Wie besonders in der BRD gerne verges-
sen wird, entstand die UNO als Alterna-
tive zu einem ganz anderen Ansatz der
Weltordnung, nämlich dem der Weltbe-
herrschung durch eine Rasse arischer
Herrenmenschen, Versklavung „minder-
wertiger Rassen“ und Vernichtung von
„Untermenschen“, das ganze nicht nur
als wüste Phantasie entwickelt, sondern
als Praxis der Annexion, des Vernich-
tungskrieges und der Shoa Geschichte
geworden.

Bei der Deklaration der Menschen-
rechte durch die Vereinten Nationen ging
es nicht nur um eine andere Definition
von demokratischen und humanitären
Rechten. Es ging darum, eine internatio-
nale politische Ordnung im geraden
Gegensatz zu dem besiegten Über-
/Untermenschen-Paradigma zu begrün-
den.

Die Absage der Welt an die politischen
Ordnungsprinzipien des Faschismus
fand ihre Garanten in denjenigen großen
Staaten, die den Hitler-Faschismus und
den mit ihm verbundenen japanischen
Imperialismus unter großen Opfern be-
zwungen hatten.

Die Privilegierung von Staaten im Si-
cherheitsrat hat also einen inhaltlichen
Grund, der eine Mitgliedschaft der BRD
als Nachfolger des Deutschen Reiches
problematisch macht. Sie wäre mit der
Zielsetzung der Vereinten Nationen nur
vertretbar, wenn gezeigt werden könnte,
dass die deutsche Politik die Bahnen, die
zum Faschismus führten, definitiv ver-
lassen hat.

Nazi-Politik und großdeutsche Politik

In der BRD sollte keinen Augenblick ver-
gessen werden, dass der Hitler-Fa-
schismus nur wegen seiner Überschnei-
dungen mit dem großdeutschen Denken
ans Ruder kam. Das „Dritte Reich“

„Gleiche Augenhöhe“?
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schloss nahtlos an ältere großdeutsche
Vorstellungen an, die Europa unter deut-
scher Vormacht organisieren wollten. Im
bürgerlichen Denken der Deutschen tief
verankert, wirkten sie bei der Konstitu-
ierung der vorigen „Deutsch-Länder“
zum wilhelminisch-kaiserlichen „Reich“
staatsbildend und trugen ihren Teil zur
Auslösung des Ersten Weltkrieges bei.

Hitlers Politik griff die großdeutschen,
hegemonialen Bestrebungen in der deut-
schen Gesellschaft auf und begründete
sie mit einer der sog. arischen Rasse an-
geborenen Berufung zu Herrschaft. Die
Expansion Deutschlands zu Groß-
deutschlands organisierte sich als Ras-
senkampf, als „Reinigung“ des Reichs
von „Fremdrassigen“ und die „Volksge-
meinschaft Zersetzenden“. Die annek-
tierten, eroberten, besetzten Nachbar-
länder wurden in unterschiedliche Gra-
de der Minderwertigkeit eingeteilt.

Die Anti-Hitler-Koalition hat diesen
Alptraum unter großen Opfern niederge-
kämpft und versucht, einer Wiederbele-
bung Riegel vorzuschieben. Dabei trug
die Anti-Hitler-Koalition dem tatsäch-
lichen Verlauf der Ereignisse Rechnung.

Die Verletzung internationaler Verträ-
ge etwa durch die Besetzung des entmi-
litarisierten Rheinlandes und die Auf-
rüstung der Reichswehr, die Überrum-
plung Österreichs, die zum Anschluss
führte, die Ausnutzung der deutschspra-
chigen Minderheit in der Tschechoslowa-
kei, die zu deren Zerstörung eingesetzt
wurde, die Vortäuschung polnischer An-
griffe auf den Sender Gleiwitz, die zur
Begründung des Losschlagens gegen Po-
len herhalten musste, die Einbindung al-
ler Deutschsprachigen in den Ländern
des Ostens in das Dritte Reich als dessen
Bürger, das waren Schritte, für die die
Nazis in der deutschen Gesellschaft weit
über ihre fanatisierten Reihen hinaus
breite Zustimmung fanden.

Die wache Erinnerung an den konkre-
ten Hergang der Naziaggressionen führ-
te dazu,dass einer Wiederbelebung in den
Verträgen, die die Nachkriegsordnung
konstituierten, Riegel vorgeschoben
wurde. Nur mit Blick auf diese Vergan-
genheit ist z.B. begreiflich, warum ein
international abgesichertes Anschluss-
verbot für Österreich besteht, warum die
Nachfolger des Reichs verpflichtet wur-
den, die Menschen, die sich zu Hitlers
deutschem Volk und Staat bekannt und
nicht die geringste Absicht erkennen lie-
ßen, sich in die wiederhergestellten Staa-
ten als deren Bürger einzuordnen, als
Flüchtlinge oder auch als Ausgesiedelte
aufzunehmen.

Die Anti-Hitler-Koalition hat sich da-
für entschieden,nicht nur dem Rassismus
der Nazis ein Ende zu machen, sondern
auch das großdeutsche Konzept durch
praktische Maßnahmen zu blockieren.

Deutsche Politik, die etwa heute ver-
suchen würde, in der Mitte Europas ei-
nen deutschen Block zu bilden, der sich
als Ordnungs- und Vormacht verstünde,
würde an die Grenzen jener Abkommen

stoßen. Die Signatarmächte des Potsda-
mer Abkommens wären gefordert. Sie
könnten gegen ein solches Deutschland
tätig werden, gleich hinter welchem ge-
schickten Rummel diese Politik sich ver-
bergen würde. Hätte die BRD hingegen
ebenfalls einen Sitz im Sicherheitsrat,
könnte sie immer verhindern, dass sich
ein Nachbarland, das sich von Deutsch-
land bedrängt fühlte, mit dem Ersuchen
um Beistand erfolgreich an die Uno wen-
den könnte. Die BRD als Ständiges Mit-
glied im Sicherheitsrat könnte einen ent-
sprechenden Uno-Beschluss blockieren.

Neue deutsche Handlungsoptionen

Würde also die BRD mit Veto-Recht in
den Sicherheitsrat aufgenommen, so
würde sich völlig unabhängig von den
Plänen irgendeines Herrn Schröder oder
Fischer der Rahmen ändern, in dem deut-
sche Interessen definiert werden können.
Handlungsoptionen, die sich jetzt ver-
bieten, kämen ins Kalkül. Die gegenwär-
tig randständigen Propagandisten groß-
deutscher Politik kämen aus dem Dunkel
des Irrealen einen Schritt weiter in Rich-
tung Bühne. Denn kann jemand behaup-
ten, dass in der deutschen Gesellschaft
die Tendenz,einen deutschen Machtblock
um Zentrum Europas zu bilden, erledigt
ist? Ist das Bestreben, sich in Angelegen-
heiten der Nachbarstaaten bevormun-
dend einzumischen, erledigt? 

Es ist im Gegenteil so, dass in der For-
derung nach einem Ständigen Sitz im Si-
cherheitsrat genau die Forderung der
deutschen Politik nach Rangabstufungen
und, um es deutsch zu sagen, Herabstu-
fung der Nachbarn, auflebt.
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1 FAZ am Sonntag, 31.5.2004: „Die Argumenta-
tion Schröders ist nicht neu. Schon zu Zeiten,
als Helmut Kohl noch Bundeskanzler war,
drang die Bundesregierung auf einen deut-
schen Sitz. Allerdings war Kohl selbst in der
Angelegenheit zurückhaltend bis ablehnend.
Dafür unternahm sein Außenminister Klaus
Kinkel immer wieder Vorstöße, Deutschland in
den Sicherheitsrat zu bringen. Spätestens mit
ihm wurde die Sache auch für die Beamten des
Auswärtigen Amtes zu einem Großziel.“

2 FAZ vom 12.5.2004: „Die Bundesregierung will
Ende dieses,Anfang nächsten Jahres Ernst ma-
chen mit des Kanzlers selbstbewusstem An-
spruch auf einen ständigen Sitz Deutschlands
im UN-Sicherheitsrat und die Angelegenheit
in New York auf das Beratungsgleis setzen. Al-
so kein gemeinsamer europäischer Sitz, kein
Verzicht Frankreichs und Großbritanniens auf
ihre privilegierte Stellung, keine europäische
Außenpolitik, deren Gewicht auch in den Ver-
einten Nationen dokumentiert würde. Offen-
kundig sind die europäischen Verhältnisse
nicht so, offenkundig überwiegt der nationale
Eigensinn.

3 www.auswaertiges-amt.de: BK Schröder hat
sich vor der 58. GV wie folgt geäußert: „Ich tei-
le die Auffassung des Generalsekretärs, dass
die Legitimität des Sicherheitsrats davon ab-
hängt, dass er repräsentativ für alle Völker und
Regionen ist. Eine Reform und Erweiterung –
gerade auch um Vertreter der Entwicklungs-
länder – ist notwendig. Für Deutschland
wiederhole ich, dass wir im Rahmen einer sol-
chen Reform auch selbst bereit sind, mehr Ver-
antwortung zu übernehmen.“ 

Sudetendeutscher Tag

„Vertreibung“ 
nicht Folge der NS-
Verbrechen
In Nürnberg fand zu Pfingsten der 55.Su-
detendeutsche Tag statt. Er gestaltete
sich in starkem Maße zu einer Wahl-
kundgebung der CSU für den Vorsitzen-
den der Sudetendeutschen Landsmann-
schaft (SL), Bernd Posselt, der gleichzei-
tig als CSU-Abgeordneter im Europa-
parlament sitzt,und für Edmund Stoiber,
der die Hoffnung, 2006 erneut Kanzler-
kandidat der CDU/CSU zu werden, noch
nicht aufgegeben hat. Die Tagungsregie
hatte die Aufgabe zu bewältigen, in einer
Situation der Niederlage – die CSU ist
bekanntlich mit ihrer Forderung ge-
scheitert,die Tschechische Republik dür-
fe nur in die EU aufgenommen werden,
wenn sie vorher die sog. Beneš-Dekrete
aufhebt – eine neue Aufbruchstimmung
zu erzeugen. Die Reden von Posselt, SL-
Sprecher Johann Böhm und „Schirm-
herr“ Stoiber waren daher geprägt von
dem Bemühen, resignative Tendenzen im
Keim zu ersticken und die CSU trotz al-
lem als großartige Vertreterin sudeten-
deutscher Interessen (und die Bundesre-
gierung als Verräterin an denselben) dar-
zustellen. Dem diente die Beweihräuche-
rung der „konsequenten Haltung“ Bay-
erns in der Frage der Beneš-Dekrete – die
CSU-Abgeordneten im EU-Parlament
stimmten im April 2003 geschlossen ge-
gen die Aufnahme Tschechiens – und die
Ankündigung,den Tschechen damit auch
weiterhin keine Ruhe zu lassen und die-
ses Thema als „europäisches Problem“
weiterhin am Köcheln zu halten. Dem
diente vor allem auch die mit reichlich
emotionalem Pathos vollzogene Erneue-
rung der vor 50 Jahren übernommenen
Schirmherrschaft über „Bayerns 4.
Stamm“ (neben Altbayern, Franken und
Schwaben) durch Stoiber. Dies und der
größte Teil der übrigen Inhalte der Reden
bei der Hauptkundgebung am Pfingst-
sonntag war allerdings nicht überra-
schend.

Aufmerken ließ dagegen der Nach-
druck, mit dem heuer der Kausalzusam-
menhang zwischen NS-Verbrechen und
Umsiedlung der Deutschen aus den öst-
lichen Nachbarländern nach dem Zwei-
ten Weltkrieg geleugnet wurde. Johann
Böhm wandte sich ausdrücklich gegen
die Auffassung, der „Krieg sei der ei-
gentliche Auslöser der Vertreibung“ ge-
wesen, und erklärte, die ersten tschechi-
schen Vertreibungspläne gingen bereits
auf das 19. Jahrhundert zurück.Auch bei
der Gründung der ersten Tschechoslowa-
kischen Republik 1918/19 seien derarti-
ge Pläne von tschechischen Politikern ge-
äußert worden. Böhm wörtlich: „Hitlers
brutale Politik hat also nicht die Vertrei-
bungspläne entstehen lassen, sie hat sie
realisierbar gemacht.“ Die Sudetendeut-


